
Bundeaeezialgericht

—4 RJ 559/74 —

Verkündet am
26. Hai 4976

I m N e m e n d e e V o l k e 5

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

......OOOOIOOOO0.0............OOOIOOO‘OCOO.......Ö...

Kläger und Revieionekläger,
Hozeßbev°1mchtigter‘

0.0.00.........OODOOOOOOCOO,

g e g e n

......OOOOOOOOO'DOOO....0.0.0...O......OOOOOOOIOCOIO,

Beklagte und Revieienebeklegte.

Das Bundeeeozialgericht, #. Senat, hat aufgrund der

mündlichen Verhandlung vom 26. Mai 4976 durch seine

Richter G e y e e r , M ü 1 l e r , u e i n -
h e r d t und die ehrenamtlichen Richter D a n n e
und Dr. L i n d e für Recht erkannt:

Das Urteil des Lendeeeozielgerichte für das Land

Nordrhein-Westfalen vom 17. Oktober 4974 wird
aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird an des Landeeeozielgericht

zurückverwiesen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 -

9_£_ii_.e_d_e_=_

Der im Jahre 4922 geborene Kläger ist Jude; für ihn sind zu

keiner Zeit Beiträge zu einer deutschen Rentenversicherung

entrichtet worden.

Im Januar 4972 beantragte er bei der beklagten Landesversi-

cherungsanstalt, die Zeit von Juni 4937 bis November 4958 818
Beitragszait und die anschließende Zeit bis 54. Dezember 4959

als Ersatzzeit anzuerkennen und in wiederherzustellenden Ver-
sicherungsunterlagen auszuweisen. Zur Begründung trug er vor, er
seivon‚April 4957 bis November 4958 in der jüdischen Anlern-

werkstatt in Frankfurt am Main tätig gewesen, um sich in An-

betracht seiner beabsichtigten Auswanderung Kenntnisse als

Mechaniker anzueignen. Er habe in einem Heim für Jüdische

Jugendliche in Frankfurt gewohnt, wo er freie Kost und Logis

sowie ein Taschengeld von 5,-— RM pro Woche erhalten habe.

Im Januar 4959 sei er nach Amerika emigriert. Dort hält er.
sich auch heute noch auf.

Die Beklagte lehnte den Antrag ab (Bescheide vom 28. Juni

4972 und vom 22. Mai 4975).

Das sozialgericht (SG) hat die Klage mit Urteil vom 20. De—

zember 4975 abgewiesen, das Landessozialgericht (LSG) die 30-
rufung zurückgewiesen (Urteil vom 47. Oktober 4974). Das LSG

hat ausgeführt, die Wiederherstellung ven Versicherungsunter-

lagen könne weder nach 5 4445 Reichsversicherungsordnung (RVG)
noch‘nach den 55 4, 40 der Versibherungsunterlagen—Verordnung
(VüVO) erfolgen, da eine Beitragséntrichtung für den Kläger

nicht nachgewiesen und auch nicht glaubhaft gemacht sei.

Gemäß 5 4226 Abs. 4 Nr. 4, Abs. 2 BVD in der zur damaligen

Zeit geltenden alten Fassung (a.F.) seien in den Jahren 4957/
4958 nur die gegen Entgelt beschäftigten Lehrlinge versiche-
rungspflichtig gewesen. Zu diesem Personenkreis habe der Klä—

ger jedoch nicht gezählt, denn er sei in der Anlernwerkstatt
unentgeltlich tätig gewesen. Das ihm gezahlte Taschengeld von
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5‚-- RM pro Woche liege unter einem Drittel des für einen

Lehrling in den Jahren 1957/1958 in Frankfurt am Main orts-

üblichen Tageslohnes; als lediglibh geringfügige Zuwendung

sei es daher nicht als Entgelt im Sinne des 5 1226 RVG aF
anzusehen. Im übrigen handele es sich bei der Beschäftigung

des Klägers in der Anlernwerkstatt um eine Ausbildungszeit

bei einer sog. Umschichtungsstelle, die im allgemeinen nur
als Ersatzzeit gewertet werden könne. Mangähsversicherungs-

pflichtiger Beschäftigung komme dem Kläger auch die Beitrags-

fiktion des 5 14 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Wieder-

gutmachung nationalsozialistischen Unrechte in der Sozial-

versicherung vom 22. Dezember 1970 (WGSVG—BGBl I 1846 —)
nicht zugute. Da Beitragszeitan nicht vorhanden seien, schei-

de eine Anrechnung von Ersatzzeiten aus.

Gegen diese Entscheidung wendet sich der Kläger mit der zu-

gelassenen Revision. Er rügt die Verletzung des 5 14 Abs. 2
VGSVG. Sinn und Zweck des WGSVGsei es, die durch die Ver—

folgung erlittenen Nachteile in der Sozialversicherung auszu-

gleichen. Daher sei 5 14 Abs. 2 WGSVGauch auf die Zeiten der

Ausbildung und beruflichen Vorbereitung schulentlassener jü—

discher Jugendlicher anzuwenden, ohne daß es auf die Höhe

ihrer Vergütung im Einzelfalle ankomme. Maßgebend sei allein,

daß die jüdischen Jugendlichen ohne Verfolgung nicht auf die

Ausbildung in jüdischen Organisationen angewiesen gewesen wären,

sondern die Möglichkeit gehabt hätten, sich durch entsprechen-
de Ausbildungsverhältnisse den Zugang zur Rentenversicherung

zu eröffnen.

Der Kläger beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen sowie die Bescheide der

Beklagten aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen,

die Zeit von Juni 1957 bis November 1958 als Beitrags—

zeit und die anschließende Zeit bis 54. Dezember
1949 als Ersatzzeit anzuerkennen._

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.
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Sie hält die Frage nach der Höhe der Barzuwendung des Klä-

gers nicht für entscheidend, da die Zuwendung nicht als

Entgelt, sondern als Teil des Uhterhalts anzusehen sei. Die-

ser sei durch Zahlung der Uhterhaltsverpflichteten oder aus
öffentlichen Jüdischen Mitteln finanziert werden. Eine An-

wendung des 5 14 Abs. 2 WGSVGauch auf die Fälle, in denen

die Aufnahme einer nichtversicherten Beschäftigung auf Ver-

folgungsgründen beruhe, widerspreche dem Sinn und Zweck

des 5 14 Abs. 2 WGSVG.Sie hätte zur Folge, daß letztlich

auch die Personen von 5 14 Abs. 2 WGSVGerfaßt würden, die

aus verfolgungsgründen überhaupt keine Beschäftigung ausge-
übt hätten.

Die Revision des Klägers ist begründet; sie führt zur Aufhe-

bung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung des

Rechtsstreits an dasLSG.DasLSGhat keine Feststellungen
getroffen, die eine abschließende Entscheidung darüber erlau-

ben, ob die Zeit von Juni 1957 bis November 1958 als Beitrags-

zeit und die anschließende Zeit bis 51. Dezember 1949 als

Ersatzzeit zu werten ist. Nach der Rechtsansicht des LSG kam

eine Versicherungspflicht des Klägers bereits nach seinen
eigenen Angaben über die Höhe seiner wöchentlichen Barvergü—

tung - selbst wenn ihr Entgeltcharakter beige■essen würde -
nicht in Betracht, so daß sich eine Aufklärung des Sachver-

halts erübrigte. Dieser Rechtsansicht kann nicht gefolgt
werden.

Da Beiträge für den Kläger nicht entrichtet werden sind,
hängt die Entscheidung davon ab, ob 5 14 Abs. 2 Satz 1 UGSVG
anzuwenden ist. Dort heißt es: "Hat der Vbrfolgte eine ren»

tenversicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit:aus-

geübt und sind aus Vbrfolgungsgründen für die Beschäftigung

oder Tätigkeit keine Beiträge entrichtet werden, so gelten
für diese Zeiten Beiträge als entrichtet". Grundsätzlich war
in der damaligen Zeit die Versicherungspflicht für Jüdische
Beschäftigte nicht aufgehoben. Noch im Jahre 1941 bestimmte
% 20 der Durchführungsverordnung zur Verordnung über die

Beschäftigung von Juden vom 31. Dezember 1941 (BGBl I 681):
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“Für Jüdische Beschäftigte gelten bis zum Erlaß besonderer

Bestimmungen die Vbrschriften der RVG (einschließlich Bei-

tragspflicht zum Reichsstock für Arbeitseinsatz) zunächst

weiter".

Die Anwendung des 5 44 Abs. 2 Satz 4 WGSVG setzt nicht vor-

aus, daß der Kläger ohne die Fiktion der Beitragsleistung

bereits einer gesetzlichen Rentenveréicherung angehört hat.

Das ergibt sich zwar nicht schon ohne weiteres aus dem Wort-

laut des Gesetzes. Das Bundessozielgericht (BSG) hat jedoch

- vor allem aus Billigkeitsgründen - entschieden, daß auch
diejenigen Verfolgten erfaßt werden, die "erstmalig" eine

versicherungspflichtige Beschäftigung aufgenommen haben

(SozR 5070 5 44 WGSVGNr. 4 S. 2). Dies scheint auch der Ab—

sicht des Gesetzgebers zu entsprechen (vgl. BT-Drucks. VI/745

zu den 55 40 bis 45 S. 44). Der erkennende Senat, der diese

Frage in einer früheren Entscheidung offengelassen hat (BSG

58, 245 f), sieht keinen Anlaß, von der vorbezeichneten Recht-
sprechung des BSG abzuweichen.

Entgegen der Ansicht des LSG scheidet die Anwendung des 5 44

Abs. 2 Satz 4 WGSVGauchnicht schondeshalb aus, weil die
Barzuwendungen des Klägers (5,-— RM) — die Richtigkeit seines

Vorbringens unterstellt — zu gering gewesen wären, um seine
Versicherungspflicht zu begründen.

Nach 5 4226 Abs. 4 Nr. 4 RVG aF unterlagen Lehrlinge grund-
sätzlich der VersicherungspfliCht. Voraussetzung war jedoch,

daß sie gegen Entgelt beschäftigt waren (5 4226 Abs. 2,

5 460 RVO aF). Für eine Beschäftigung, für die als Entgelt
nur freier Unterhalt gewährt wurde, bestand dabei allerdings

ebenso Versicherungsfreiheit ($ 4227 EVO aF) wie für eine
Beschäftigung gegen eine nur geringfügige Vergütung, der die

Eigenschaft als Entgelt sbgesprochen wurde (vgl. Reichsversi-
cherungsamt — RVA -, Anleitung über den Kreis der nach der
RVG gegen Invalidität und gegen Krankheit versicherten Per-

sonen vom 26. April 4942 unter Nr. 20 b in AN 4942, 724, 742).
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Als geringfügig in diesem Sinne hat das RVA zunächst eine

Barvergütung angesehen, die neben freiem Unterhalt gewährt

wurde und die ein Drittel des ortsüblichen Tageslohnes nicht

überstieg (EuM 21, 86, 87; 26, 507, 508). Mit den Richtli—

‚nienvom1. März4952{abgedrucktin Amtl.Mitt. LVARhein-
provinz 1971, 514) stellte der ständige Ausschuß des Reichs—

verbandes deutscher LVAen in Übereinstimmung mit der Vereini-

gung der deutschen Arbeitgeberverbände und des Reichsverban—

des des deutschen Handwerks feste vergütungsgrenzen für die

Beurteilung der Versicherungspflicht der Lehrlinge auf. Da-

nach war ein Lehrling, der nur freien Unterhält als Lohn er-
hielt, gemäß 5 1227 RVOaF versicherungsfrei (Nr. 1). Ein
Lehrling, der nur eine Barvergütung für Seine Arbeitslei*

stung erhielt, unterlag der Invalidenversicherung gemäß5 1226
RVG aF, wenn seine Barvergütung ein Drittel des Jeweiligen

Ortslohnes überschritt (Nr. 2). Ein Lehrling, der neben frei-

emUnterhalt eine Barvergütung erhielt, unterlag der Ihvali-
denversicherung, wenn die Barvergütung ein Sechstel des de-

weiligen Ortslohnes überschritt (nr. 5). Das BVA hat darauf-
hin seine Rechtsprechung geändert und entschieden, daß bei

Lehrlingen mit Barvergütung und freier Unterkunft und Ver—

pflegung der Barbetrag, dessen Überschreitung die{Versiche-
rungspflicht zur Folge habe, auch unter einem Drittel des
ortsüblichen Lohnes liegen könne. Einen bestimmten Grenzbe-
trag hat das RVA jedoch nicht festgesetzt, sondern betont,
daß die Bewertung der Sachbezüge im einzelnen Fall maßge—

bend sein solle (AN 1955‚-S. IV 197 f).

Nach diesen Kriterien kann die einem Lehrling in Frankfurt

am Main neben freier Unterkunft und Verpflegung gewährte
Vergütung von 5,——RM wöchentlich in den Jahren 1957/1958 -
entgegen der Ansicht des LSG - Entgelt im rentenwersicherungs-
rechtlichen Sinne darstellen. Nach 5 149 Abs. 1 BVD aF galt
als Ortslohn das ortsübliché Tagéäentgelt gewöhnlicher Tag-
arbeiter. Für den Kläger maßgebend ist der Ortslohn für die
männlichen Versicherten von vierzehn bis sechzehn Jahren.

Dieser Ortslohn galt generell für Lehrlinge (vgl. 5 150 Abs. 2
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EVO aF). Er betrug im Jahre 1955 in Frankfurt am Main 2,—- BH

und blieb bis Kriegsende unverändert (vgl. Klapdor in Amtl.

Mitt. LVA Rheinprovinz 1961, 118, 119 und 124 unter Nr. 14).

Eine Barvergütung von 5‚-— RM wöchentlich lag danach über

einem Sechstel des für die Woche berechneten Ortslohnes

(wöchentlicher Ortslohn: 12‚—— RH). Nicht nur nach den Richt—

linien vom 1. März 1932 kommt ihr Entgeltcharakter zu, sondern

auch nach der Rechtsprechung des BVA. Es kann ohne weitere

Ermittlungen davon ausgegangen werden, daß die Bewertung von
freier Unterkunft und Verpflegung für einen in den Jahren

1957/1958 in Frankfurt am Main wohnenden männlichen Lehrling

mit mehr als 1‚-— RH pro Woche nicht zu hoch angesetzt ist.

Die Sachbezüge zusammen mit der Barvergütung überschreiten in

diesem Falle ein Drittel des Ortslohnes und könnten als Ent-

gelt gewertet werden.

Daraus folgt aber noch nicht, daß der Anspruch des Klägers be-

gründet ist. Das LSG hat weder geklärt, ob der Kläger Ver-

folgter im Sinne der 55 1 Abs. 1, 14 lbs. 2 Satz 1 WGSVGist,

noch enthält das Urteil Feststellungen, die eine Beantwortung

der Frage zulassen, ob — gegebenenfalls für welche Zeit ;
zwischen dem Kläger und der sog. Anlernwerkstatt ein renten-

versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis nach 5 14

Abs. 2 Satz 1 WGSVG bestand, Bei seinen Ermittlungen wird das

{LSG zu beachten haben, daß sich der Begriff der rentenversi—
cherungspflichtigen Beschäftigung im Sinne des 5 14 Abs. 2
Satz 1 WGSVGnicht von dem entsprechenden Begriff in der BVD

unterscheidet. Dies hat der Senat bereits in seiner Entschei-

dung vom 10. Dezember 1974 ausgeführt (BSG 58, 245, 247). Da-

ran wird nach erneuter Prüfung festgehalten. Das LSG wird da—

her zu klären haben, wie sich die Beziehung des Klägers zu der

sog. Anlernwerkstatt bzw. zu den in Betracht kommenden Organi—

sationen im einzelnen darstellte. Es könnte sich'um ein Lehr-

oder Anlernverhältnis — dtwa im Sinne der Gewerbeordnung und
der Handwerksbestimmungen - gehandelt haben oder aber um ein

Arbeitsverhältnis, das in erster Linie auf Leistung von Arbeit
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von wirtschaftlichen Wert gerichtet war und das lediglich als

Nebenzweck die Ausbildung des Klägers verfolgte. Schließlich'

könnte ein fachschulähnliches Verhältnis in Betracht kommen,

dessen ausschließlicher Inhalt in der schulischen Ausbildung

des Klägers, wenn auch mit praktischen Übungen, bestand (Vgl.

für eine spätere Zeit 5 6 der 10. Verordnung Zum Reichsbür-

gergesetz vom4. Juli 1959- BGBlI 1097_)- ' "'

Liegt ein Lehr— oder Arbeitsverhältnis vor, so wird das LSG

zu prüfen haben, ob dem Kläger für seine Tätigkeit ein Entgelt
gezahlt wurde, denn nur das entgeltlichebßeschäftigungsver-

hältnis begründet eine Versicherungspflicht (vgl. ass 58, 245,
246 f). Entscheidend ist, ob er aus dem Beschäftigungsverhält—

nis als Gegenleistung des Arbeitgebers freie Kost und Wohnung

und eine finanzielle Zuwendung erhalten hat. Es ist nicht aus-

zuschließen, daß die Gewährung von freier Kost und Uhterkunft

und von Taschengeld aufgrund eines Rechtsverhältnisses zwischen

dem Träger des Wohnheimes und den Eltern bzw, verwandten des

Klägers erfolgte, etwa in der Weise, daß diese dem Heim für
die Versorgung des Jugendlibhen die erforderlichen Geldbeträge

zur Verfügung stellten.

Zur Klärung dieser Fragen wird das LSGdie historischen Unter-
lagen, Berichte und Gutachten über die Lage der jüdischen Ju—
gendlichen in der hier maßgeblichen Zeit heranzuziehen haben

(vgl. hierzu Schmidinger in Soners 1976, 69, 70). In diesem
Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß sich die Lage der

schulentlassenen jüdischen Jugendlichen von der der erwachse-

nen stellungslosen Juden, den sog. Umschichtern, unterschied

und der Kläger wohl nicht — wie das LSG angenommen hat»— der
Gruppe der sog. Umschichter zuzurechnen ist.

Außerdem werden Ermittlungen darüber anzustellen sein, wie
sich die Verhältnisse des Klägers im konkreten Fall darge-
stellt haben. Das LSG wird die Anhörung des Klägers vor einem
deutschen Konsulat in Erwägung zu ziehen haben, um von ihm zu
erfahren, wie seine Tätigkeit in der sog. Anlernwerkstatt im
einzelnen-gestaltet war. Hierbei kann insbesondere von Bedeu-
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tung sein, ob und von wem er ausgebildet wurde,.in welchen

Verhältnis die praktische zur theoretischen Ausbildung stand,

ob Arbeit von wirtschaftlichen Wert geleistet und wie sie
verwertet wurde (Verkauf, Anfertigung für Auftraggeber ?).

Schließlich bleibt zu klären, ob Verwandte des Klägers Zah-

lungen für Seine Ausbildung und seinen Unterhalt leisteten,

an wen sie erfolgten und in welcher Höhe.

Sollten die Ermittlungen ergeben, daß der Kläger in einem

rentenversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis stand,

so wird das LSG darüber zu entscheiden haben, ob aus verfol-

gungsgründen keine Beiträge entrichtet wurden. Eine verfol—

gungsbedingte Unterlassung der Beitragsentrichtung liegt in

der Regel dann vor, wenn die Beitragslei$tung wegen indivi—

dueller und konkreter Verfolgungsmaßnahmen gegen den Arbeit—

geber oder den Arbeitnehmer unterblieben ist (so BSG in SosR

5070 5 14 WGSVGNr. 1 S. 2). Der Senat ist der Auffassung,
daß 5 14 Abs. 2 Satz 1 WGSVGnach seinen Sinn und Zweck auch
in den Fällen eingreifen muß, in denen eine Beschäftigung

aus Verfolgungsgründen mangels anderer Möglichkeiten bei einen

Arbeitgeber aufgenommen wurde, der grundsätzlich für die bei

ihm tätigen Personen keine Beträge entrichtete, selbst wenn
hierdurch eine bestimmte Gruppe von Verfolgten berührt wird._

Falls die Vbraussetzungen des 5 14 Abs. 2 Sets 1 wesve er-
füllt sein sollten, wird auch'über die Anwendungdes 5 1251
‘Abs. 1 Nr. 4 BVD zu befinden sein (vgl. auch 5 1251 Abs. 2
BVD).

Schließlich wird das LSG klären müssen, welche Klageert

dem Rechtsstreit zugrunde liegt. nach den bisherigen Klage—

vortrag neigt der Senat dazu, die Klage als Anfechtungs—
und Feststellungsklage anzusehen.‘Eventuell bestehende Zwei-
fel mag das LSG durch Befragung des Klägers eueräunen. '
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Die Kostenentscheidung bleibt dem LSG vorbehalten.
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